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Bedarfe für SchülerInnen im Autismusspektrum 

Berliner Schulgesetz: 

§2: (1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf zukunftsfähige schulische Bildung und Erziehung ungeachtet seines 
Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Sprache, seiner Herkunft, einer Behinderung, seiner religiösen oder politischen 

Anschauungen, seiner sexuellen Identität und der wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Stellung seiner 
Erziehungsberechtigten. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes dienen der Verwirklichung des Rechts auf Bildung gemäß Artikel 20 Abs. 1 der 
Verfassung von Berlin. Jeder junge Mensch hat entsprechend seinen Fähigkeiten und Begabungen nach Maßgabe der 

folgenden Bestimmungen ein Recht auf gleichen Zugang zu allen öffentlichen Schulen. Aus dem Recht auf schulische 
Bildung und Erziehung ergeben sich individuelle Ansprüche, wenn sie nach Voraussetzungen und Inhalt in diesem 

Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes bestimmt sind. 

 

Zu den individuellen Ansprüchen gemäß §2, 2 zählen eben auch die Berücksichtigung individueller 

Lernvoraussetzungen und die Sicherstellung aller personellen und materiellen Rahmenbedingungen, damit 
"zukunftsfähige schulische Bildung" erfolgen kann. Zudem regelt seit März 2009 die Konvention über die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen neben dem Diskriminierungsverbot auch den Anspruch für die 
Bedürfnisse des Einzelnen auf angemessene Vorkehrungen, notwendige Unterstützung und 

individuell angepasste Unterstützungsmaßnahmen im Artikel 24 im Abs. 2 c, d und e.  

 
Das nun durch den Senat für Bildung vorgelegte Gesamtkonzept „Inklusive Schule“ beinhaltet keine auf die 

SchülerInnen im Autismusspektrum angepassten Vorkehrungen, notwendigen Unterstützungen und 
individuellen Unterstützungsmaßnahmen. 

Die Menschenrechtskonvention ist für alle Träger öffentlicher Gewalt und damit für den Bund, die Länder und 
die Kommunen völkerrechtlich verbindlich! 

 

Schülerinnen und Schüler im Autismusspektrum haben folgende zu berücksichtigende Bedarfe: 

 

 Autismusspektrum Gruppe 1 
1:1 Beschulung notwendig 

Autismusspektrum Gruppe 2 
Unterstützte Beschulung in 

Kleingruppe 

Autismusspektrum Gruppe 3 
Beschulung in Regelklassen 

Räumliche 
Bedingungen 

- Einzelunterrichtsraum 
(reizarm) 
- Rückzugsraum für Erholungs-
situationen, Ausgleich bei 
Overload 

- Einzelunterrichtsraum nur noch 
temporär genutzt 
- Rückzugsraum für Erholungs-
situation, Ausgleich bei Overload 

- Rückzugsraum für 
Erholungssituation, Ausgleich bei 
Overload 
- Grundsätzlich kein Raumwechsel 
trotz Variation des Unterrichts-
faches (Lehrer können Räume 
wechseln) 

Personelle 
Bedingungen 
 

- 1 Lehrer mit fachspezifischer 
Ausbildung laut Stundentafel der 
Klassenstufe 
- 1 Assistenten für die Zeit 
außerhalb des Unterrichts 

- 1 (fachspezifischer) Lehrer für 
Kleingruppe 
- 1 Assistenten nach individuellem 
Unterstützungsbedarf 
- 1 Fachkraft aus BUZ 
- externe Personen mit spezifischen 
Kompetenzen in den Unterricht an 
Schulen einbeziehen 

- 1 Lehrer für Unterrichtsklasse, 1 
(fachspezifischer) Lehrer 
- 1 Assistenten nach individuellem 
Unterstützungsbedarf oder auch 
gruppenbezogen 
- 1 Fachkraft aus BUZ 
- externe Personen mit 
spezifischen Kompetenzen in den 
Unterricht an Schulen einbeziehen 

Sächliche 
Bedingungen 
 

Maßgeblich ist der individuelle Bedarf, zum Beispiel 
- unterstützende Ausstattung für autismusspezifische Arbeitsmittel (Mobiliar, Verbrauchsmaterialien für 
Unterrichtshilfen, Strukturierungshilfen, Technik)                                                                                                   

Organisatorische 
Bedingungen 
 

Interdisziplinäre Kooperation mit  
- Vor- und nachschulischen Einrichtungen (Kita, WfbM, BBB, BBW, BFW, AA, Jobcenter, UB) 
- Schule (Patensystem) 
- Eltern + SchülerInnen mit ASS 
- Helfern 
- KJPD/KJGD, Therapeuten, Fachärzte 
- Jugendhilfe 
Strukturelle und individuelle Unterstützungsleistungen unter Abstimmung mit anderen Bildungseinrichtungen, 
Leistungs- und Kostenträgern 

Strukturierende 
Bedingungen 

- richtet sich nach den 
individuellen Bedürfnissen und 
Möglichkeiten 
- verlässliche vorhersehbare, 
stabile Strukturen im Personal, 
Raum und in der Zeit schaffen 

- Unterstützung in der 
Pausengestaltung (die Pause als 
tatsächliche Erholung für den 
Schüler/Schülerin) 
- verlässliche vorhersehbare, 
stabile Strukturen im Personal, Raum 
und in der Zeit schaffen 

- Pausengestaltung (die Pause als 
tatsächliche Erholung für den 
Schüler/Schülerin) 
- fester vertrauter Ansprech-
partner 
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Fachspezifische 
Bedingungen 
 

- unabhängige Bedarfsermittlung im Rahmen umfassender individueller pädagogischer Gutachten und 
fachärztlicher Stellungnahmen unter Einbezug der Eltern 
- autismusspezifische Ausbildung der Lehrer, sowie aller am Bildungsprozess Beteiligten 
- unabhängige autismusspezifische fachliche Begleitung der Pädagogen, Assistenten 
- Fachliche Aufklärung und Begleitung der MitschülerInnen  
- Regelmäßige Beratung der Eltern 
- Bestmögliche Bildung und Abschluss statt „Abschlusspässlichkeit“ 

 

 

Gesamtkonzept „Inklusive Schule“ und Schülerinnen und Schüler im Autismusspektrum 

 

 Autismusspektrum Gruppe 1 
1:1 Beschulung notwendig 

Autismusspektrum Gruppe 2 
Unterstützte Beschulung in 

Kleingruppe 

Autismusspektrum Gruppe 3 
Beschulung in Regelklassen 

Recht auf 
gemeinsamen 
Unterricht ohne 
Vorbehalte, 
Elternwahlrecht 
 

Der Vorbehalt (personell, sächlich und organisatorisch) muss gemäß dem Wahlrecht der Eltern vollständig 
aufgehoben werden. Die Formulierung „restriktiv“ muss entfernt und bei Elternwunsch muss – nicht soll - ein 
inklusiver Schulplatz zur Verfügung gestellt werden um den Rechtsanspruch fest zu verankern. SchülerInnen 
mit schwerem Autismus dürfen nicht an Schwerpunktschulen oder Förderzentren verwiesen werden, wenn 
Eltern die wohnortnahe Schule wünschen. 
Einige SchülerInnen mit Autismus-Spektrum-Störung haben keine Angst vor realen Gefahren: sie springen aus 
dem Fenster im dritten Stock, essen die Grünpflanzen im Schulhaus, laufen weg, wenn man sie nicht daran 
hindert oder nehmen nicht ausreichend Nahrung zu sich. Sie benötigen permanente Aufsicht und die 
unmittelbare Nähe eines Erwachsenen, um sich und andere nicht zu gefährden. Hier müssen Schulplätze 
geschaffen und erhalten werden, Förderzentren müssen sich weiterentwickeln. 

BRK Artikel 4 Abs. 
3, Ausarbeitung 
und Umsetzung 
von Rechtsvor-
schriften und 
politischen 
Konzepten 

Es wurden keine Menschen mit Autismus oder ihre Vertreter an der Ausarbeitung des Berliner 
Gesamtkonzeptes beteiligt. Das Konzept enthält starke fachliche Defizite bzw. gar keine Ausführungen in 
Bezug auf die spezifischen zuvor aufgeführten Bedarfe der SchülerInnen mit Autismus-Spektrum-Störung. 
 
 

Umsetzung 
kostenneutral 

Das Konzept basiert auf 3 Jahre alten Daten, auf der sonderpädagogischen Bedarfslage und des Haushaltes 
2008. Die Anzahl der Schüler mit Förderbedarf Autismus ist exklusiv der freien und privaten Schulen 
angegeben. Die Zahlen zu den Schülern mit Autismus an Berliner Schulen sind markant fehlerhaft durch 
bisher an die Schulformen angepasste Förderbedarfe dieser SchülerInnen. Die flankierende Unterstützung 
der Schüler mit ASS ist nicht dem Bedarf entsprechend kalkuliert. Der Herstellungsanspruch (BRK - 
allgemeine Verpflichtungen) an strukturellen und individuellen Unterstützungsleistungen ist nicht 
kostenneutral umsetzbar. 
Der Grundsatz der Kostenneutralität ist unrealistisch und kann nur zu Lasten der Qualität des Unterrichts 
und zu Lasten qualifizierter sonderpädagogischer Förderung des einzelnen Schülers in allen 
Schulformen gehen. 
Mindestens im Zeitrahmen der Jahre der “Umsteuerung“ muss ein eigenständiger Etat geschaffen werden, der 
den gemeinsamen Unterricht voranbringt, aber Schüler und Schülerinnen mit schwerem Autismus nicht auf 
der Strecke lässt. Maßgeblich ist der individuelle Bedarf! 

personelle 
Ressourcen 
 

Das Auslaufen von Förderzentren und damit Bereitstellung überzähliger Pädagogen halten wir für nicht 
praxistauglich. Die Aussagen zu flankierendem Personal sind sehr undeutlich, pädagogische 
Unterrichtshilfen gibt es beispielsweise an den vorrangig auslaufenden Förderzentren LES nicht. 
SchulhelferInnen = Assistenten sind bundesweit und zunehmend im gemeinsamen Unterricht und auch in den 
Förderzentren im Sinne der Schüler mit Autismus im Einsatz. Der deutlich steigende Bedarf an Assistenz 
ist unzureichend beleuchtet, der Etat nicht bedarfsgerecht und eine Deckelung nicht hinnehmbar. 
Der Toilettengang, alternative Kommunikation oder Ruhephasen sind generell nach Bedarf zu gewährleisten 
und nicht nach „Zeit- oder Stundenplan oder gar gruppenbezogen“. 
Obwohl mehr Schüler mit schweren Behinderungen im gemeinsamen Unterricht - auch außerhalb der 
Schwerpunktschulen – gemäß dem Elternwahlrecht unterrichtet werden müssen, wird davon ausgegangen, 
dass der Bedarf an Schulhelfern nicht steigt. Die Komplexität und Schwere von Autismus wird verkannt. 
Die Schulen benötigen einen bedarfsgerechten Personalschlüssel, dem Bedarf entsprechend 
konkretisiertes flankierendes Personal, keine allgemeinen „Zumessungsrichtlinien“ und manchmal 
auch 1:1 Assistenz für einen bestimmten Schüler. Maßgeblich ist der individuelle Bedarf! 

Sonderpädagogik-
stunden/ 
Fachspezifik 
 

Das Gesamtkonzept Inklusive Schule beinhaltet kein Verbot bzw. klare Regelung zur bisher gern 
praktizierten Fremdverwendung von Förderstunden z.B. für Stundenausfälle des Regelunterrichtes. 
Sonderpädagogikstunden (spezifische Förderung) sollte in dem Umfang erteilt werden wie sie durch 
wissenschaftliche Beurteilungen als angemessen erachtet und an die SchülerInnen mit Förderbedarf Autismus 
fest gebunden werden, nicht allgemein an die Schulen. Maßgeblich ist der individuelle Bedarf! Personen mit 
spezifischen Kompetenzen sind in den Unterricht an Schulen einzubeziehen. 
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Vereinheitlichung, 
zentrale Steuerung 
der Diagnose- und 
Feststellungsver-
fahren 
 

Das aktuelle Vorhaben der Vereinheitlichung, zentrale Steuerung der Diagnose- und Feststellungsverfahren 
führt zum Elternwahlrecht „unter Aufsicht“ sowie dem Dirigieren der Eltern und Schulen je nach 
benötigten Quoten, Bedarfen und Schulformen. 
Eine unabhängige fachspezifische Bedarfsermittlung im Rahmen umfassender individueller 
pädagogischer Gutachten für jeden Schüler und jede Schülerin mit Autismus ist unabdingbar unter 
interdisziplinäre Koordination und Kooperation aller an der Förderung der Kinder und Jugendlichen 
Beteiligten. 

Einrichtung von 
Schwerpunktschu-
len 

Die UN Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen spricht von einem gemeinsamen 
Unterricht im sozialen Umfeld, der wohnortnahen Beschulung eines Schülers oder Schülerin egal ob 
beeinträchtigt oder hochbegabt. Schulen können sich schwerpunktmäßig spezialisieren ohne sich bewerben zu 
müssen, ohne extra Anträge zu stellen, ohne einen neuen Namen zu erhalten. SchülerInnen mit Autismus 
dürfen nicht - unabhängig des Schweregrades - zur Schwerpunktschule hindirigiert und delegiert 
werden, wenn Eltern die wohnortnahe gemeinsame Beschulung oder Beschulung an einem Förderzentrum 
wünschen. 
Inklusive Schwerpunktschulen ab 4-Zügigkeit: SchülerInnen mit Autismus benötigen dringend kleine 
Schulen, wie jeder andere Schüler mit Behinderung auch. Schwerpunktschulen = große Schulen – ein 
gravierendes fachliches Defizit im Gesamtkonzept Inklusive Schule. 

Zusammenarbeit 
unterschiedlich-
ster Professionen 
 

Interdisziplinäre Koordination und Kooperation aller an der Förderung der Kinder und Jugendlichen 
Beteiligten (einschließlich Vor- und nachschulischer Einrichtungen) ist zur Umsetzung und Gewährleistung des 
vorbehaltlosen Elternwahlrechts sicher zu stellen. 
Die autismusspezifische Ausbildung der Lehrer, sowie aller am Bildungsprozess Beteiligten, die unab-
hängige autismusspezifische fachliche Begleitung der Pädagogen und Assistenten sowie die fachliche 
Aufklärung und Begleitung der MitschülerInnen muss gewährleistet sein und gewährleistet werden. 
Externe Personen mit fachspezifischen Kenntnissen sind unbedingt in die Unterrichtung der Schüler mit ASS 
einzubeziehen. 

Verabschiedung 
der Konzeptes im 
Abgeordnetenhaus 
von Berlin 

Das Konzept inklusive Schule kann nicht im Abgeordnetenhaus von Berlin beraten und 
verabschiedet werden ohne das geänderte Schulgesetz und die veränderte SopädVO die weitere 
Details und Eckpunkte definieren und beschreiben. 

SchülerInnen mit 
Förderbedarf 
Autismus 

Es müssen verlässliche vorhersehbare, stabile Strukturen im Personal, Raum und in der Zeit 
geschaffen werden. Es müssen strukturelle und individuelle Unterstützungsleistungen unter 
Abstimmung mit anderen Bildungseinrichtungen, Leistungs- und Kostenträgern zusammengeführt 
werden. Bestmögliche Bildung, bestmöglicher Abschluss statt Abschlusspässlichkeit sind das Ziel 
der Beschulung von SchülerInnen mit ASS an allen Schulformen. 

Unabhängige 
Beratung 

Die Beratung der Eltern und Bezugspersonen durch die angedachten Beratungs- und Unterstützungszentren 
(BUZ) ist nicht unabhängig gesichert. 
Die Beratung, Begleitung und Unterstützung der Eltern muss unabhängig sein und das System Schule sitzt 
konsultierend mit am Tisch. 
Eine unabhängige Stelle zur Schlichtung/ Vermittlung im Streitfall ist dringend geboten im Berliner 
Gesamtkonzept Inklusive Schule aber nicht vorgesehen. 

 

Grundrechte Die individuell höchstmögliche schulische, vorschulische und nachschulische Bildung ist ein 
Grundrecht und darf nicht auf ein Ressourcen- und Finanzproblem reduziert werden. 
 
Der individuelle auf die Bedürfnisse und Möglichkeiten ausgerichtete Bedarf eines jeden Schülers 
mit ASS muss maßgeblich sein und strukturelle und individuelle Unterstützungsleistungen müssen 
hergestellt werden! 
 

 

Berlin, 07.04.2011 

 

 

 

 

 

 

 

Elternzentrum Berlin e.V. 

Autismus und andere 
tiefgreifende Entwicklungsstörungen 
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� c/o Ginsterring 36 � 16321 Schönow 
� 030 -  21 23 74 29 

(Ihr Anruf wird per E-Mail weitergeleitet) 
� 030 -  21 23 74 30 
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